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Regierungsratsbeschluss vom 3. Juli 2007 

Nr. 2007/1225 

Beschwerdeentscheid: Dornach, Revision § 7 Zonenreglement, Gestaltungsplan 
"Herzentalpark West", Gestaltungsplan "Herzentalpark"; Behandlung der 
Beschwerden und Genehmigungen 

1. Ausgangslage 

1.1 Vorgeschichte 

( Am 5. September 2005 hat der Gemeinderat der Einwohnergemeinde Dornach § 7 des Zonen­
reglements geändert. Mit der Revision sollen die besonderen gestalterischen Anforderungen an 
die Bauten in den Zonen E1-2, W2a und W2c materiell dahingehend geändert werden, dass 
Neu- und Umbauten nur noch auf die unmittelbare Umgebung Rücksicht zu nehmen haben und 
dass keine Einschränkungen mehr hinsichtlich Dachform vorgegeben werden. Formell wird die 
Aufzählung bezüglich der architektur-und kulturgeschichtlich bedeutsamen Umgebung aufge­
hoben (u.a. Ruine Dorneck, Juraschutzzone, Goetheanum). Zudem wird der Verweis auf die Gel­
tung des kantonalen und kommunalen Baureglements betreffend Terrainveränderung gestri­
chen, genauso wie die Ausnahmemöglichkeit für energiesparende Bauten und Anlagen. 

(_ 

Gestützt auf diese Revision wurde der GestaltungsplanuHerzentalpark Westll vom Gemeinderat 
am 5. September 2006 beschlossen. Gleichentags beschloss der Gemeinderat die Änderung von 
§ 7 der Sonderbauvorschriften zum schon bestehenden Gestaltungsplan uHerzentalparku; dies 
als Anpassung an den Gestaltungsplan uHerzentalpark West". Die Änderung des Zonenregle­
ments wurde vom 8. September bis 7. Oktober 2005 öffentlich aufgelegt und im Wochenblatt 
am 8. September 2005 amtlich publiziert. Gleichzeitig wurden auch der neue Gestaltungsplan 
"Herzentalpark West" und die Änderung im bestehenden Gestaltungsplan öffentlich aufgelegt. 

1.2 Einsprachen 

Gegen die drei Gemeinderatsbeschlüsse wurde von verschiedenen Parteien Einsprache erhoben. 

Die Einsprachen wurden vom Gemeinderat der Einwohnergemeinde Dornach am 16. November 
2005 abgelehnt, soweit darauf eingetreten wurde. 

1.3 Beschwerden 

Gegen die Einspracheentscheide des Gemeinderates führen folgende Personen beim Regie­
rungsrat Beschwerde: 

Markus und Rosina Schumacher (Partei 1, Beschwerde vom 25. November 2005), 
Martin Moser (Partei 2, Beschwerde vom 25. November 2005), 
Peter und Viktoria Doppler (Partei 3, Beschwerde vom 25. November 2005), 
Erika und Thomas Schär (Partei 4, Beschwerde vom 25. November 2005), 
Christian Merz (Partei 5, Beschwerde vom 25. November 2005), 
Marianne Gygax und Reynold Nicole (Partei 6, Beschwerde vom 25. November 2005), 
Natur und Vogelschutzverein Dornach (Partei 7, Beschwerde vom 25. November 2005), 
Corinne und Marco Vögtli (Partei 8, Beschwerde vom 23. November 2005). 
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Die Parteien 1 - 6 reichten eine gemeinsame Beschwerde unter der Bezeichnung "Sammelbe­
schwerde" ein. 

Auf die von den Parteien gestellten Begehren und- soweit wesentlich -vorgetragenen Begrün­
dungen wird in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. Im Übrigen wird auf die Akten 
verwiesen. 

1.4 Instruktion der "Sammelbeschwerde"; Parteien 1 - 6 

Das Finanzdepartement als instruierendes Departement forderte mit Verfügung vom 12. Januar 
2006 die Parteien 1 - 6 auf, einen Kostenvorschuss von total 600 Franken zu leisten. Gegen diese 
Verfügung erhoben die Parteien 1 - 6 am 23. Januar 2006 eine sogenannte "Sammelbeschwer­
de", welche von allen Parteien unterschrieben war, und beantragten formelle Korrekturen so­
wie die Aufhebung des Kostenvorschusses. Am 14. Februar 2006 hob das Finanzdepartement 
seine Verfügung vom 12. Januar 2006 wieder auf. Gleichzeitig wurde den vorgenannten Partei­
en je einzeln Parteistellung zuerkannt und je 200 Franken Kostenvorschuss auferlegt. 

Gegen diese Instruktionsverfügung erhoben die Parteien 1 - 6 gemeinsam Beschwerde an den 
Regierungsrat und verlangten, dass ihre Eingabe weiterhin als Sammelbeschwerde behandelt 
werde und von der Erhebung eines Kostenvorschusses abzusehen sei. Materiell wurde bean­
tragt, dass die" Einsprachepunkte 3 und 4" der Beschwerde vom 26. November 2005 zu behan­
deln seien und dass die drei Traktanden: Änderung des Zonenreglements, Gestaltungsplan 
"Herzentalpark West" und Gestaltungsplan "Herzentalpark" zusammengefasst als ein Traktan­
dum behandelt werden. 

Mit Regierungsratsbeschuss vom 4. Juli 2006 (2006/1272) wurden die Anträge, soweit überhaupt 
darauf eingetreten werden konnte, abgewiesen. Lediglich betreffend des Kostenvorschusses 
wurde den Beschwerdeführern entgegenkommen, indem lediglich ein Kostenvorschuss von je 
100 Franken verlangt wurde 

Gegen diesen Entscheid erhoben die Beschwerdeführer Beschwerde beim Verwaltungsgericht. 
Am 11. August 2006 zogen sie die Beschwerde zurück. 

Gestützt auf RRB 2006/1272 kommt den Parteien 1 - 6 demnach je einzeln Parteistellung zu und 
der Kostenvorschuss ist nicht wie beantragt als Kollektiworschuss, sondern von den einzelnen 
Parteien in der Höhe von je 100 Franken separat zu leisten. 

1.5 Vernehmlassung 

Mit Instruktionsverfügung des Finanzdepartementes vom 12. Januar 2006 wurde die Einwoh­
nergemeinde Dornach eingeladen, bis am 13. Februar 2006 zur Beschwerde der Parteien 1 - 6 
Stellung zu nehmen sowie die Akten zur Einsprache und den Gestaltungsplan "Herzentalpark 
West" einzureichen. Mit Schreiben vom 9. Februar 2006 reichte diese eine Vernehmlassung ein, 
in der sie in der Hauptsache auf ihre Einspracheentscheide vom 16. November 2005 verwies. 

Mit Schreiben vom 14. Februar 2006 räumte das Finanzdepartement dem Bau- und Justizdepar­
tement die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Beschwerden der Parteien 1 - 7 sowie zur 
Vernehmlassung der Einwohnergemeinde Dornach ein. 

ln seiner Vernehmlassung vom 14. März 2006 beantragte das Bau- und Justizdepartement die 
kostenfällige Abweisung der Beschwerde, soweit darauf einzutreten sei. Weiter wurden folgen­
de Beweisanträge gestellt: Alle eingereichten Urkunden, die Originalpläne und Reglemente, die 
Durchführung eines Augenscheins, eine Parteibefragung (Guido Keune, Hochbauamt, und Chri­
stoph Schlaefli, Rechtsdienst BJD) sowie die Befragung von Ruedi Bieri als Auskunftsperson. 

( 



Bezüglich der ausführlichen Begründung ist auf die Akten zu verweisen; soweit rechtserheblich 
wird in den Erwägungen darauf eingegangen. 

Auf einen weiteren Schriftenwechsel wurde verzichtet. 

1.6 Beschwerde des Natur- und Vogelschutzvereins Dornach; Partei 7 
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Der Gemeinderat ist auf die Einsprache des Natur- und Vogelschutzvereins Dornach nicht einge­
treten, da dem Verband mangels entsprechender Eigenschaft als kantonaler Verband die Legi­
timation nach § 16 Abs. 2 Planungs- und Baugesetz vom 3. Dezember 1978 (PBG, BGS 711.1) 
fehle. Gegen diese Verfügung erhob der Verein Beschwerde beim Regierungsrat mit dem An­
trag, der angefochtene Entscheid des Gemeinderates sei aufzuheben und auf die Einsprache sei 
einzutreten. Gleichzeitig stellt der Verein ein Wiedererwägungsgesuch bei der Gemeinde. Diese 
hielt mit Schreiben vom 28. November 2005 fest, dass sie nur auf das Wiedererwägungsgesuch 
eintreten könne, wenn die entsprechende Vollmacht des kantonalen Verbandes bis 6. Dezember 
2006 vorliege. Der kantonale Vogelschutzverband hat mit Schreiben vom 10. Januar 2006 eine 
entsprechende Vollmacht erteilt, wobei diese nur für die Einsprache an den Gemeinderat gilt. 

( Weitere Verfahrensschritte werden explizit von der Vollmacht ausgeschlossen. 

( 

Mit Instruktionsverfügung vom 27. April 2007 wurde dem Natur- und Vogelschutzverein Dor­
nach eine Frist bis 14. Mai 2007 gesetzt zur Nachreichung einer Vollmacht, welche zur Be­
schwerdeführung beim Regierungsrat ermächtigt. Auch innerhalb der Nachfrist wurde aber kei~ 
ne Vollmacht eingereicht. 

1.7 Beschwerde von Marco und Corinne Vögtli; Partei 8 

Mit Schreiben vom 25. Januar 2006 zogen die Beschwerdeführer Marco und Corinne Vögtli ihre 
Beschwerde zurück. 

1.8 Überweisung an das Volkswirtschaftsdepartement 

Da der Kanton Eigentümer des von den Gestaltungsplänen erfassten Gebietes ist, trat das übli­
cherweise zuständige Bau- und Justizdepartement die Beschwerdesache dem Finanzdeparte­
ment ab. Aufgrund eines in der Sache befangenen Mitarbeiters des Departementssekretariats 
des Finanzdepartements übernahm das Volkswirtschaftsdepartement auf Anfrage vom 15. No­
vember 2006 die Angelenheit zur weiteren Instruktion. 

1.9 Augenschein 

Am 20. Juni 2007 führte das Volkswirtschaftsdepartement einen Augenschein durch. Die Partei­
en, der Experte des Amtes für Raumplanung, der Vertreter des mit der Ausarbeitung des Gestal­
tungsplanes beauftragten Planungsbüros Planteam S, der Gemeindepräsident und der Bauver­
walter der Einwohnergemeinde Dornach sowie ein Teil der Grundeigentümer der von den Ge­
staltungsplänen betroffenen Grundstücke wurden befragt. Die Parteien hielten an ihren schrift­
lich gestellten Rechtsbegehren fest. 
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2. Erwägungen 

2.1 Beschwerde der Parteien 1 - 6 

2.1.1 Eintreten 

Die Gemeinde hat das Bauen in einem Zonenplan sowie in weiteren Nutzungsplänen zu regeln. 
Sie kann auch Gestaltungspläne erlassen (§ 14 PBG). Zudem erlässt sie Gemeindebauvorschriften 
gernäss § 133 PBG. Gegen die Zonenvorschriften und Pläne kann während der Auflagefrist beim 
Gemeinderat Einsprache erhoben werden(§ 16 Abs. 1 PBG). Der Einspracheentscheid kann mit 
Beschwerde innert 10 Tagen an den Regierungsrat weitergezogen werden. 

Das die Legitimation begründende schutzwürdige Interesse kann rechtlicher oder tatsächlicher 
Natur sein. Voraussetzung ist eine besonders nahe Beziehung zum Streitgegenstand. Die Be­
schwerdeführer müssen durch den angefochtenen Entscheid mehr als alle anderen, also persön­
lich betroffen sein. Die Voraussetzung der Nähe der Beziehung zum Streitgegenstand muss bei 
Plan- und Bauprojekten auch in räumlicher Hinsicht gegeben sein. Die Beschwerdeführer 1 - 6 
sind von der Revision des § 7 des Zonenreglements direkt betroffen, da sie in der betroffenen 
Zone Liegenschaften besitzen. Sie sind somit hinsichtlich diesem Beschwerdepunkt legitimiert. 

Zudem grenzen die Grundstücke der Beschwerdeführer unmittelbar an den Gestaltungsplan 
Herzentalpark oder liegen sogar im Bereich dieses Gestaltungsplans. Da die beiden Gestaltungs­
pläne Herzentalpark West und Herzentalpark sowohl räumlich als auch von der Materie her eng 
miteinander verknüpft sind, können sie hinsichtlich der Frage der Legitimation als eine Einheit 
betrachtet werden, womit die besondere Nähe vorliegt, auch wenn keine der Liegenschaften 
der Parteien 1 - 6 direkt an das Gebiet des Gestaltungsplans Herzentalpark West anstösst. Die 
Beschwerdeführer sind demnach bezüglich beider Gestaltungspläne zur Beschwerde legitimiert. 

Die Beschwerde wurde zudem form- und fristgerecht eingereicht. Es ist somit auf sie einzutre­
ten. 

2.1.2 Kognition 

Nach § 9 Abs. 1 PBG ist die Ortsplanung Aufgabe der Einwohnergemeinde. Bei der Erarbeitung 
der Planungen hat sie gernäss Art. 2 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Raumplanung vom 
22. Juni 1979 (RPG; SR 700) einen erheblichen Beurteilungsspielraum (Schürmann/Hänni, Pla­
nungs-, Bau-, und besonderes Umweltschutzrecht 4. Aufl., Bern 2002, 5. 80). Dieser wird be­
grenzt durch die Zuständigkeit des Regierungsrates, der die kommunalen Pläne auf ihre Recht­
und Zweckmässigkeit sowie auf die Übereinstimmung mit übergeordneten Planungen überprüft 
(SOG 2001 Nr. 20). Bei der Prüfung der Zweckmässigkeit erlegt sich der Regierungsrat- zur 
Wahrung der den Gemeinden eingeräumten, relativ erheblichen Entscheidungsfreiheit- eine 
gewisse Zurückhaltung auf. Abgesehen davon, dass er nur bei offensichtlich unzweckmässigen 
Plänen einschreiten darf, hat er den Gemeinden auch nicht eine von mehreren zweckmässigen 
Lösungen vorzuschreiben. Diese Beschränkung entspricht der Praxis des Bundesgerichtes (BGE 
106 Ia 71, 114 Ia 364). Pläne, die rechtswidrig oder offensichtlich unzweckmässig sind und Pläne, 
die der übergeordneten Planung widersprechen, weist er an die Gemeinde zurück(§ 18 Abs. 2 
PBG). 

( 

( 
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2.1.3 Materielles 

a) Beschwerdepunkt 1: Änderung§ 7 Zonenreglement 

Die Beschwerdeführer machen geltend, dass die Änderung des Zonenreglements zu einer 
Rechtsunsicherheit führe, da damit einzig Partikularinteressen einzelner Einwohner geschützt 
würden. Die Gesetzeskontinuität werde verletzt und künftig werde Willkürgefahr herrschen. 
Des weiteren erachten sie in der Änderung des Zonenreglements eine Verletzung des Gleichbe­
handlungsgebotes bei Baubewilligungen. 

Änderungen von Nutzungsplänen (zu denen der Zonenplan und das Zonenreglement zählen) 
sind grundsätzlich im öffentlichen Interesse möglich (Rhinow/Krähenmann, Schweizerische Ver­
waltungsrechtssprechung, Ergänzungsband, Basel und Frankfurt a.M. 1990, S. 31). Nach den Re­
geln des Raumplanungsgesetzes sind Nutzungungspläne zu überprüfen und nötigenfalls anzu­
passen, wenn sich die Verhältnisse erheblich geändert haben (Art. 21 Abs. 2 RPG). Einerseits 
müssen Planung und Wirklichkeit bei Bedarf wieder in Übereinstimmung gebracht werden. An­
dererseits kann ein Nutzungsplan seinen Zweck nur erfüllen, wenn er eine gewisse Beständig­
keit aufweist (BGE 113 Ia 455; 123 1182). Der Anspruch auf Aktualität der Nutzungspläne und 
das Bedürfnis nach Rechtssicherheit sind gegeneinander abzuwägen (SOG 2001 Nr. 20). Da sich 
die Nutzungsplanung in stetem Fluss und in einem Zustand fortwährenden Anpassungsbedürf­
nisses an veränderte Verhältnisse, aber auch an neue Erkenntnisse, Vorschriften oder Planungs­
grundsätze befindet, kann dem Gleichheitsprinzip bei Planungsmassnahmen nur eine abge­
schwächte Bedeutung zukommen (BGE 107 lb 339). Immerhin müssen sich aber Planänderungen 
durch vernünftige Gründe rechtfertigen Jassen. Das bedeutet, dass Änderungen nicht aus sach­
lich unhaltbaren, den Planungsgrundsätzen widersprechenden Gründen vorgenommen werden 
dürfen. Der weitgehende Ausfall des Rechtsgleichheitsgebotes wird also durch die Handhabung 
des Willkürverbotes gemildert (zum Ganzen: Gygi, Verwaltungsrecht, Bern 1986, S. 351 f. m.H.). 

Mit Ausnahme der Ortsbildschutzzone sind in allen von der Änderung des Zonenreglements 
nicht betroffenen Zonen Flachdachbauten zulässig. Gernäss bisherigem § 7 des Zonenreglemen­
tes konnte die Baubehörde auf begründetes Gesuch hin auch in den Zonen E1-2, W2a und W2c 
Ausnahmebewilligungen für Dächer mit einer Neigung von weniger als 20° erteilen. So wurden 
bereits diverse Flachdachbauten in den betroffenen Zonen bewilligt. Die Ausnahmeregelung 
wurde nicht restriktiv gehandhabt. Mit Urteil des Verwaltungsgerichts vom 21. März 2005 wur­
de festgestellt, dass ausser für kleinere Flächen und Nebengebäude in den vorgenannten Zonen 
Flachdächer nicht bewilligt werden dürfen. Durch die Änderung des Zonenreglements sollen 
nun in den betroffenen Zonen die Einschränkungen hinsichtlich der Dachformen wegfallen. Die­
se Änderung geschieht als Reaktion auf die richterliche Feststellung der Rechtswidrigkeit der 
bisherigen Praxis der Baubehörde und stellt demnach eine Anpassung an die kommunale Ausle­
gung dar. Somit wird der Rechtssicherheit Vorschub geleistet, indem Rechtsgrundlage und Praxis 
in Übereinstimmung gebracht werden. Dieses gewichtige öffentliche Interesse wird ergänzt 
durch das offensichtlich vorhandene Bedürfnis von Flachdachbauten in der Gemeinde Dornach. 
Für die spezifischen geographischen Gegebenheiten (Hanglage) sind Flachdachbauten sowohl 
aus nachbarschaftlicher, als auch aus städtebaulicher Sicht diejenige Variante, welche diese In­
teressen am Besten berücksichtigen können. 

Zudem sollen mit der Revision von § 7 des Zonenreglements Neu- und Umbauten nur noch auf 
die unmittelbare Umgebung in besonderem Mass Rücksicht nehmen. Gernäss Zonenplan umfas­
sen die zur Diskussion stehenden Zonen einen relativ grossenTeil des überbaubaren Gemeinde­
gebietes. Es gehören auch Gebiete dazu, welche von den beiden prägenden Bauwerken Goe­
theanum und Ruine Dorneck weit weg liegen, und es ist kaum vorstellbar, dass diese mit den 
vorgenannten Bauwerken im Zusammenhang stehen. So ist es nicht nachvollziehbar, weshalb 
Bauprojekte in diesen Gebieten auf weit weg stehende Bauwerke Rücksicht zu nehmen haben. 
Die Lockerung hinsichtlich der Rücksichtnahme nur noch auf die unmittelbare Umgebung erfüllt 
demnach einen nachvollziehbaren Zweck. Die neue Formulierung berücksichtigt die Realität, in-

5 
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dem nur noch die unmittelbare Umgebung als Standard gelten soll. Damit wird die ursprünglich 
umfassende Einschränkung auf das Notwendige reduziert was dem Prinzip der Verhältnismäs­
sigkeit entspricht. 

Mit der Revision wird das Zonenreglement mit der Wirklichkeit in Übereinstimmung gebracht. 
Dem steht die Rechtssicherheit in keiner Weise entgegen. Im Gegenteil, die Rechtssicherheit 
wird gefördert indem sich die bisherige Praxis der Baubehörde künftig auf eine klare Rechts­
grundlage stützen kann. 

Jede Änderung eines Rechtssatzes kann zu einer Ungleichbehandlung führen. Sachverhalte gilt 
es nach dem zum jeweiligen Zeitpunkt geltenden Recht zu beurteilen. Ändert sich dieses, muss 
auch das neue Recht zur Anwendung gelangen. Diese Ungleichbehandlung (im nichtjuristischen 
Sinn) fällt nicht unter das verfassungsmässige Gebot der rechtsgleichen Behandlung, da anson­
sten jede Rechtsentwicklung ausgeschlossen wäre. 

Die Beschwerdeführer machen weiter geltend, dass durch die Änderung des Zonenreglements 
der Erhalt des Besitzstandes (Grundstückpreis und Gestaltungsbild der Wohnzonenumgebung) 
nicht mehr gewährleistet sei. 

Nach der Besitzstandsgarantie dürfen gernäss bisherigem Recht erworbene Rechtspositionen 
auch unter neuem Recht weiter bestehen, obwohl sie diesem nicht mehr entsprechen. Die Frage 
stellt sich in der Praxis vor allem hinsichtlich bestehender Grundstücksnutzung, die aufgrund ei­
ner späteren Rechtsänderung nicht mehr gleichermassenzulässig ist. Mit der Besitzstandsgaran­
tie sollen demnach Eigentumsbeschränkungen, welche aufgn.ind von Rechtsänderungen neu 
aufgebürdet werden, ausgeglichen werden können (vgl. Rhinow I Krähenmann, a.a.O., S. 368). 

Die Besitzstandsgarantie greift also in den Fällen, in welchen durch eine Rechtsänderung die 
Nutzung des Eigentums eingeschränkt wird. Die Beschwerdeführer werden i.c. in ihren Nut­
zungsrechten nicht eingeschränkt. Im Gegenteil, die bestehenden Einschränkungen werden ge­
lockert. Aus diesem Grund sind die Regeln der Besitzstandsgarantie in diesem Fall nicht an­
wendbar. 

Die Beschwerdeführer sind zudem der Ansicht, dass die Form der Publikation der Reglement­
sänderung nicht genügend gewesen sei, um den Informationsbedarf des Bürgers zu decken. 

Wie in Ziff. 1.1 erwähnt, wurde die Änderung des Zonenreglements öffentlich aufgelegt und 
amtlich publiziert. Somit wurde das gesetzlich vorgesehene Publikationsverfahren (§ 15 PBG) 
eingehalten. Eingeschritten werden müsste, wenn die Publikation qualifizierte Falschinforma­
tionen enthalten hätte, welche darauf hingezielt hätten, den interessierten, einspracheberech­
tigten Bürger in einen Irrtum zu versetzen, um ihn so von einer möglichen Einsprache abzuhal­
ten. Ein Anhaltspunkt für eine solche Annahme liegt im konkreten Fall nicht vor. 

Die Beschwerdeführer sind weiter der Meinung, dass die Kompetenz des Gemeinderates für die 
Änderung des Zonenreglements gar nichtvorliege, sondern dass ein derart wichtiges Geschäft 
der Gemeindeversammlung hätte vorgelegt werden müssen. Eventualiter sei das Traktandum 
der Änderung an einer ordentlichen Gemeindeversammlung aufzunehmen und die vorgeschla­
genen Streichungen zu begründen. 

Nach § 16 Abs. 3 PBG beschliesst der Gemeinderat über die Nutzungspläne. Dies umfasst auch 
den Erlass bzw. die Änderung des dazugehörenden Zonenreglements, da ein Nutzungsplan al­
leine, ohne erläuterndes Reglement keine Aussagekraft enthält. Das Mitspracherecht der un­
mittelbar Betroffenen wird durch das Recht der Einsprache sichergestellt. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Änderung des Zonenreglements recht­
und zweckmässig ist, dass die Vorbringen der Parteien unbegründet bleiben und somit die Be­
schwerde in diesem Punkt abgewiesen werden muss. 

't 

( 

( 
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b) Beschwerdepunkt 2: Gestaltungsplan "Herzentalpark West" mit Sonderbauvorschriften 

Die Beschwerdeführer rügen, dass die Grösse des Gestaltungsplangebiets "Herzentalpark West" 
von knapp 4000 m 2 den Erlass eines Gestaltungsplans nicht rechtfertige. Sie verkennen dabei, 
dass das Gebiet seit der Änderung des Bauzonenplans GB Nr. 123 "Galgenböden" (genehmigt 
mit RRB Nr. 2409 vom 30. November 2004) der Gestaltungsplanpflicht untersteht. Zudem darf 
der Gestaltungsplan "Herzentalpark West" nicht isoliert betrachtet werden. Er ist mit dem be­
nachbarten Gestaltungsplan "Herzentalpark" pfanerisch als Einheit zu betrachten. Insofern be­
steht eine zusammenhängende Fläche, welche es zu gestalten gilt. 

Die Beschwerdeführer mach~n weiter geltend, dass der Gestaltungsplan "Herzentalpark West" 
nur geschaffen worden sei, um spezielle Bauweisen zu erzwingen, die nicht den Zonenbestim­
mungen entsprächen. Das Verwaltungsgerichtsurteil vom 31. August 2001 definiere klar die 
baulichen Möglichkeiten. 

Der Zonenplan fegt die Nutzungsordnung grundsätzlich fest. Mit Gestaltungsplänen und Son­
derbauvorschriften kann von der im Zonenplan festgelegten Nutzungsordnung abgewichen 
werden (§ 45 Abs. 2 PBG). Wird eine besondere Bauweise durch einen Gestaltungsplan ermög­
licht, so hat die Behörde sich an den Vorgaben der Zonenplanung zu orientieren. Das Verwal­
tungsgericht hielt im Urteil vom 31. August 2001 fest, dass die Abweichungen einem objektiven 
Zweck dienen müssen. Die besonderen Anforderungen des Gebietes oder die besondere Art des 
Bauvorhabens müssen eine Abweichung erforderlich machen. Die Grenzen der zulässigen Ab­
weichungen von der Grundnutzung ergeben sich aus der städtebaulichen Gestaltung und der 
Wahrung der berechtigten Nachbarinteressen. Die Sonderbauvorschriften haben sich an der 
Grundnutzung des Zonenplans zu orientieren, dürfen also nicht allzu stark von dieser abwei­
chen. 

Das Planungsgebiet "Herzentalpark West" liegt im Zentrum von Dornach. § 4 des Zonenregle­
ments sieht in diesem Gebiet eine zweigeschossige Wohnzone W2a mit einer Ausnützungsziffer 
von 0.35 und 2 Vollgeschossen für freistehende Ein- oder Doppeleinfamilienhäuser und Zweifa­
milienhäuser vor. Die im Gestaltungsplan vorgesehenen Abweichungen betreffen die Erhöhung 
der Ausnützungsziffer von 0.35 auf 0.40 (§ 5 Gestaftungsplan) sowie die Erhöhung der zulässi­
gen Vollgeschosszahl von 2 auf 3 (§ 6 Abs. 1 Gestaltungsplan). Gleichzeitig werden Verschärfun­
gen der bestehenden Bauvorschriften festgelegt, wie das Verbot von Attikageschossen (§ 6 
Abs. 2 Gestaltungsplan), das Gebot von Flachdächern und die vorgeschriebene Begrünung (§ 8 
Abs. 2 Gestaltungsplan). Nach der Praxis des Bau- und Justizdepartements kann von der gernäss 
Grundnutzung zulässigen Ausnützungsziffer um maximal 20% und von der zulässigen Geschoss­
zahl um ein Geschoss nach oben abgewichen werden, wenn der mit dem Gestaltungsplan ver­
folgte Zweck dies erfordert und der Gewährung keine öffentlichen oder schützenswerten priva­
ten Interessen entgegenstehen (Mitteilungen des Baudepartements: Der Gestaltungsplan nach 
solothurnischem Recht, 2. A., 1994, S. 19). ln casu liegt die Erhöhung der Ausnützungsziffer un­
ter der Maximallimite von 20%. Zudem wird nur um eine Geschosszahl erhöht. 

Gernäss § 44 Abs. 1 RPG sollen die Gestaltungspläne eine architektonisch und hygienisch gute, 
der baulichen und landschaftlichen Umgebung angepasste Überbauung, Gestaltung und Er­
schliessung zusammenhängender Flächen bezwecken. Gernäss § 1 Abs. 1 des vorliegenden Ge­
staltungsplans soll eine Bebauung ermöglicht werden, die das Siedlungsmuster des bestehenden 
Gestaltungsplans aufnimmt und weiter führt: Eine aufgelockerte Bebauungsstruktur mit Bau­
körpern, die in regelmässigem Rhythmus mit.grösseren, nicht bebauten Flächen abwechseln und 
so den hinterliegenden Bauten den Ausblick nach Westen in Richtung Tal sichern. Das Verwal­
tungsgericht stellte in seinem Urteil vom 31. August 2001 in Ziff. 7 fest, dass entsprechend den 
Gestaltungsvorschriften sich sämtliche baulichen Massnahmen hinsichtlich Lage, Stellung, Vo­
lumen und Form, in die gestaltete Umgebung einzupassen haben. Hinsichtlich den Sonderbau­
vorschritten wird in Ziff. 8 festgehalten, dass mit den Abweichungen des Gestaltungsplans die 
Grundnutzung, deren Ziel und Zweck nicht vereitelt werden dürfen. Der Gestaltungsplan "Her­
zentalpark West" nimmt entsprechend den revidierten Gestaltungsvorschriften das Siedlungs-
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musterdes bestehenden Gestaltungsplans "Herzentalpark" auf und passt sich so der gestalteten 
Umgebung an. 
Mit den beiden Gestaltungsplänen wird eine architektonisch und hygienisch gute, der baulichen 
und landschaftlichen Umgebung angepasste Überbauung angestrebt, indem einerseits die lok­
kere Überbauung weitergeführt wird, gleichzeitig Grünzonen ausgesondert werden, grössere 
Gebäudefassaden hangseitig und Terrainverschiebungen vermieden werden und letztlich auch 
Rücksicht auf die darüberliegenden Liegenschaften genommen wird. Der zur Diskussion stehen­
de Gestaltungsplan nimmt das Siedlungsmuster des bestehenden Gestaltungsplans auf und 
führt es weiter, so dass im ganzen Gebiet eine einheitliche Besiedlung sichergestellt werden 
kann. Der Gestaltungsplan "Herzentalpark West" darf nicht isoliert betrachtet werden. 

Insgesamt erscheinen die Sonderbauvorschriften für die Erreichung des Zwecks des Gestaltungs­
plans gernäss § 1 notwendig und auch verhältnismässig. Die Ziele und Zwecke der Grundnut­
zung werden durch den Gestaltungsplan nicht vereitelt. 

Die Beschwerdeführer machen zudem geltend, der Gestaltungsplan Herzentalpark West enthal­
te rechtlich nicht nachvollziehbare Raumzuordnungen. Die Parzellen GB Dornach Nr. 3053 und 
3054 seien Teil des bis anhin rechtsgültigen Gestaltungsplans Herzentalpark. Dasselbe gelte für 
die geschützte Westhecke. Sie könne nicht ohne Abänderung des bisherigen Gestaltungsplanes 
einem neuen Gestaltungsplan zugeordnet werden. Es ist richtig, dass die angeführten Flächen 
von beiden Gestaltungsplänen erfasst werden. Der neuere Gestaltungslplan geht jedoch vor, 
womit diese Flächen vom Geltungsbereich des Gestaltungsplans "Herzentalpark West" erfasst 
werden. 

Schliesslich wird seitens der Beschwerdeführer eingewendet, der neue Gestaltungsplan "Herzen­
talpark West" sei aufgrund der Änderungen am Zonenreglement der Gemeinde Dornach vor­
genommen worden. Die Änderung des Zonenreglements sei noch nicht rechtskräftig. Der Ge­
staltungsplan könne jedoch erst mit der Rechtskraft der Änderung beschlossen werden. Die von 
den Beschwerdeführern beanstandete zeitliche Abfolge der verschiedenen Änderungen ist je­
doch nicht relevant. Die Änderungen werden, sofern die Voraussetzungen dazu erfüllt sind, 
vom Regierungsrat gleichzeitig genehmigt und in Kraft gesetzt. Der Gestaltungsplan "Herzen­
talpark West" wird also in diesem Fall auf dem geänderten Zonenreglement basieren. Insbeson­
dere sind damit die Flachdächer reglementskonform. 

Es sind keine öffentlichen oder privaten schützenswerten Interessen ersichtlich, welche einer 
Genehmigung des Gestaltungsplans "Herzentalpark West" entgegenstehen würden. Der Gestal­
tungsplan erfüllt die Voraussetzungen der Recht- und Zweckmässigkeit. Die Beschwerden müs­
sen somit in diesem Punkt abgewiesen werden. 

c) Beschwerdepunkt 3: Änderung des Gestaltungsplans "Herzentalpark" 

Die Beschwerdeführer rügen die Verletzung der Planbeständigkeit. Es wird geltend gemacht, 
der bestehende Gestaltungsplan sei erst seit 9. Dezember 2002 in Kraft und die Beurteilungs­
grundlagen hätten sich seither nicht geändert. Die Einschränkungen in § 7 der Sonderbauvor­
schriften zum Gestaltungsplan seien entsprechend nach wie vor rechtsverbindlich und im Sinne 
der Rechtssicherheit für alle bisherigen und künftigen Bauherren am Herzentalpark beizubehal­
ten. Weiter sei die Änderung am Gestaltungsplan eindeutig aufgrund der Änderung am Zonen­
reglement vorgenommen worden. Diese Änderung sei jedoch noch nicht rechtskräftig. Eine Än­
derung am Gestaltungsplan könne erst mit Eintritt der Rechtskraft der Zonenreglementsände­
rung beschlossen werden. 

Wie bereits vorne unter Buchstabe a erwähnt, müssen Nutzungspläne bei veränderten Gege­
benheiten angepasst werden. Im vorliegenden Fall liegen die Umstände der Anpassung im ge­
änderten Zonenreglement einerseits und im Erlass des Gestaltungsplans "Herzentalpark West" 
andererseits. Mit der Änderung von § 7 des Zonenreglements fallen die Vorschriften für die Dä­
cher in den Zonen E1-2, W2a und W2c weg. Neu sind auch Flachdächer möglich. Wie auch schon 

( 

( 
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erwähnt, sind die beiden Gestaltungspläne als planerische Einheit zu betrachten. Die neuen Ge­
gebenheiten haben die Rahmenbedingungen derart verändert, dass sich eine Anpassung des 
Gestaltungsplans "Herzentalpark" aufdrängt. Die im Gestaltungsplan "Herzentalpark" explizit 
aufgeführte Einschränkung, dass die Dachform nur bei eingeschossigen Nebengebäuden in den 
nichtbebaubaren Zonen frei gewählt werden kann, ist unter den neuen Voraussetzungen nicht 
mehr zweckmässig und würde einer ungerechtfertigten Ungleichbehandlung gleich kommen. 
Die Anpassungen sind somit aus rechtlicher Sicht korrekt und nachvollziehbar. 

Zur Rüge, das Zonenreglement sei im Zeitpunkt der Änderung des Gestaltungsplanes noch nicht 
rechtskräftig, kann auf die unter Buchstabe b gemachten Ausführungen verwiesen werden. Es 
verhält sich hier gleich wie beim Gestaltungsplan "Herzentalpark West". 

Die Beschwerden gegen die Änderung des Gestaltungsplanes "Herzentalpark" sind somit unbe­
gründet und abzuweisen. Der Genehmigung der Änderung steht nichts im Weg. 

d) Verletzung des Akteneinsichtsrechts 

Die Beschwerdeführer machen indirekt eine Verletzung des Akteneinsichtsrechtes geltend, in­
dem sie dem Gemeinderat Geheimniskrämerei bei der unter Ausschluss der Öffentlichkeit abge­
haltenen Gemeinderatssitzung vom 18. Oktober 2004 vorwerfen. 

Wie aus dem Schreiben des Beauftragten für Information und Datenschutz des Kantons Solo­
thurn (IDSB) vom 7. Februar 2006 entnommen werden kann, kam es Rahmen dieser Gemeinde­
ratssitzung zu einer Aussprache zwischen einem Einwohner von Dornach und dem Gemeinderat. 
Es ging dabei um die Interpretation von § 7 des Zonenreglementes. Wie der IDSB im vorgenann­
ten Schreiben bereits mitteilte, kann gegen die anschliessende geheime Beratung des Gemein­
derates nichts eingewendet werden. Der IDSB erklärte weiter, dass auch die Aussprachenotiz 
unter das Amtsgeheimnis fällt. Das Akteineinsichtsrecht wurde somit in casu nicht verletzt. Für 
die Begründung kann auf die Stellungnahme des IDSB vom 7. Februar 2006 verwiesen werden. 

Im Übrigen ist nicht ersichtlich, inwiefern der Inhalt der erwähnten Aussprache für die vorlie­
gende Beschwerdebehandlung relevant sein sollte. 

2.2 Beschwerde des Natur- und Vogelschutzvereins Dornach (NVD) 

( Der Beschwerdeführer rügt den Nichteintretensentscheid der Einwohnergemeinde Dornach und 
beantragt die Rückweisung zum Entscheid an den Gemeinderat. 

Vorliegend gilt es zu prüfen, ob dem NVD die Beschwerdelegitimation zusteht. Gem_äss § 16 
Abs. 2 PBG sind Regionalplanungsorganisationen und kantonale Vereinigungen, welche sich 
nach ihren Statuten vorwiegend dem Natur- und Heimatschutz oder der Siedlungs- und Land­
schaftsgestaltung widmen, einspracheberechtigt, sofern sie mindestes 10 Jahre vor Erhebung 
der Einsprache gegründet wurden. 

Nach Art. 1 der Statuten des NVD stellt dieser eine lokale Sektion des Vogelschutzverbandes des 
Kantons Solothurn (WS) dar. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass es sich um einen lokalen 
Verband handelt, dessen Tätigkeitsgebiet sich auf die Gemeinde beschränkt. 

Bei Vereinigungen, welche sich dem Natur- und Heimatschutz oder der Siedlungs- und Land­
schaftsgestaltung widmen, steht das Einspracherecht nur den kantonalen Verbänden zu. Somit 
kann der NVD nicht selbständig Beschwerde führen, sondern bedarf einer Vollmacht des kanto­
nalen Dachverbandes. Der Vogelschutzverband des Kantons Solothurn hat die Vollmacht explizit 
auf Einsprachen beim Gemeinderat beschränkt. Eine Vollmacht zum Weiterzug des Einsprache­
entscheids an den Regierungsrat wurde dem NVD nicht erteilt. Auf dessen Beschwerde ist somit 
mangels Legitimation nicht einzutreten. 
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2.3 Zusammenfassung 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass es den Beschwerdeführern nicht gelungen ist, darzutun, 
inwiefern die von der Einwohnergemeinde Dornach zur Genehmigung vorgebrachten Geschäf­
te, d.h. die Änderung des Zonenreglements, der Gestaltungsplan Herzentalpark West und die 
Änderung des Gestaltungsplans Herzentalpark rechtswidrig oder offensichtlich unzweckmässig 
sind beziehungsweise übergeordneten Planungen widersprechen sollen. Die Beschwerden der 
Parteien 1 - 6 sind somit abzuweisen. Weiter wird festgestellt, dass auf die Beschwerde des NVD 
wegen fehlender Beschwerdelegitimation nicht eingetreten werden kann. 

2.4 Kosten 

Die Kosten dieses Beschwerdeverfahrens betragen einschliesslich der Entscheidgebühr 1200 
Franken. Hinzu kommen die Kosten in der Beschwerdesache gegen die Instruktionsverfügung 
des Finanzdepartements vom 14. Februar 2006, in welcher die Beschwerdeführer unterlagen 
und in deren Zusammenhang entschieden wurde, dass über die Kosten im Rahmen der Hauptsa­
che entschieden werde (vgl. RRB 2006/1272). Die Kosten dieses Verfahrens werden auf 800 Fran­
ken festgesetzt. Die Gesamtkosten von 2000 Franken sind gernäss § 37 Abs. 2 i.V.m. § 77 Gesetz 
über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen vom 15. November 1970 (Verwaltungsrechtspfle­
gegesetz [VRG], BGS 124.11) i.V.m. § 101 Zivilprozessordnung vom 11. September 1966 (ZPO, 
BGS 221.1) von der unterlegenen Partei zu tragen. Den am Verfahren beteiligten Behörden 
werden keine Verfahrenskosten auferlegt(§ 37 Abs. 2 VRG). 

Unter Berücksichtigung des Aufwands wird der Hauptteil der Kosten in der Höhe von 1800 Fran­
ken den Parteien 1 - 6 zu gleichen Teilen auferlegt. Der restliche Betrag von 200 Franken hat der 
NVD zu tragen. 

Es steht der Gemeinde frei, unter den Voraussetzungen von § 74 Abs. 3 PBG die Planungs- und 
Genehmigungskosten ganz oder teilweise auf die interessierten Grundeigentümer zu verteilen. 

2.5 Prüfung von Amtes wegen 

Formell wurden die Nutzungsplanverfahren richtig durchgeführt. ln materieller Hinsicht ist auf 
die Ausführungen unter Ziffer 2 zu verweisen, woraus sich ergibt, dass sich das Vorhaben als 
recht- und zweckmässig erweist. 

3. Beschluss 

3.1 Die Änderung des Zonenreglements der Einwohnergemeinde Dornach wird 
genehmigt. 

3.2 Der Gestaltungsplan "Herzentalpark West'' mit Sonderbauvorschriften wird 
genehmigt. Bestehende Pläne und Reglemente verlieren, soweit sie mit dem 
genehmigten Plan in Widerspruch stehen, ihre Rechtskraft und werden aufgehoben. 

3.3 Die Änderung des Gestaltungsplans "Herzentalpark" wird genehmigt. 

3.4 Die Beschwerde von Markus und Rosina Schumacher gegen die Abweisung der 
Einsprache zur Änderung des § 7 Zonenreglements, zum Gestaltungsplan 
"Herzentalpark West" und zum Gestaltungsplan "Herzentalpark" wird abgewiesen. 

3.5 Die Beschwerde von Martin Moser gegen die Abweisung der Einsprache zur Änderung 
des§ 7 Zonenreglements, zum Gestaltungsplan "Herzentalpark West" und zum 
Gestaltungsplan "Herzentalpark" wird abgewiesen. 

( 
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3.6 DieBeschwerde von Peter und Viktoria Doppler gegen die Abweisung der Einsprache 
zur Änderung des§ 7 Zonenreglements, zum Gestaltungsplan "Herzentalpark West" 
und zum Gestaltungsplan "Herzentalpark" wird abgewiesen. 
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3.7 Die Beschwerde von Erika und Thomas Schär gegen die Abweisung der Einsprache zur 
Änderung des § 7 Zonenreglements, zum Gestaltungsplan "Herzentalpark West" und 
zum Gestaltungsplan "Herzentalpark" wird abgewiesen. 

3.8 Die Beschwerde von Christian Merz gegen die Abweisung der Einsprache zur Änderung 
des § 7 Zonenreglements, zum Gestaltungsplan "Herzentalpark West" und zum 
Gestaltungsplan "Herzentalpark" wird abgewiesen. 

3.9 Die Beschwerde von Marianne Gygax und Reynold Nicole gegen die Abweisung der 
Einsprache zur Änderung des § 7 Zonenreglements, zum Gestaltungsplan 
"Herzentalpark West" und zum Gestaltungsplan "Herzentalpark" wird abgewiesen. 

3.10 Auf die Beschwerde des Natur- und Vogelschutzvereins Dornach gegen den 
Nichteintretensentscheid des Gemeinderates Dornach wird nicht eingetreten. 

3.11 Die Beschwerde von Marco und Corinne Vögtli wird infolge Rückzugs abgeschrieben. 

3.12 Die Kosten des Beschwerdeverfahrens betragen einschliesslich der Entscheidgebühr 
2000 Franken. An die Kosten haben die Beschwerdeführer Markus und Rosina Schu­
macher 300 Franken, Martin Moser 300 Franken, Peter und Viktoria Doppler 
300 Franken, Erika und Thomas Schär 300 Franken, Christian Merz 300 Franken, 
Marianne Gygax und Reynold Nicole 300 Franken zu bezahlen. Der bereits geleistete 
Kostenvorschuss von je 100 Franken wird angerechnet. Der Natur- und Vogelschutz­
verein hat den Betrag von 200 Franken zu bezahlen. Die Verfahrenskosten werden mit 
dem bereits geleisteten Kostenvorschuss von 500 Franken verrechnet. Somit werden 
dem Natur- und Vogelschutzverein 300 Franken zurückerstattet. 

3.13 Die Einwohnergemeinde Dornach hat eine Genehmigungsgebühr von 2200 Franken 
und die Publikationskosten von 23 Franken, total also 2223 Franken zu bezahlen. 

~dsu 
Yolanda Studer 
Staatsschreiber- Stellvertreterin 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innert 10 Tagen seit Zustellung schriftlich und begründet beim 
Verwaltungsgericht des Kantons Solothurn, Amthaus 1, 4501 Solothurn, Beschwerde erhoben 
werden. Die Beschwerde hat einen Antrag und eine Begründung zu enthalten. 
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Kostenrechnung Einwohnergemeinde Dornach, 4143 Dornach 

Genehmigungsgebühr: 
Publikationskosten: 

Fr. 
Fr. 

2200.--
23.--

Fr. 2223.--

(KA 431 000/A 80553) 
(KA 435015/A 45820) 

Zahlungsart: Belastung im Kontokorrent Nr. 111111 

Kostenrechnung Markus und Rosina Schumacher, Unterer Zielweg 77, 4143 Dornach 

Kostenvorschuss: 

Verfahrenskostenanteil 
(inkl. Entscheidgebühr): 

Zahlungsart: 

Fr. 

Fr. 

100.--

300.--

(Fr. 100 von Kto 119300 (FD) auf KA 
439000 033/A 80991 (VWD) umbuchen) 

Fr. 200.-- auf Kostenart: 439000 033 Auftrag: 80991 

Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen 
Rechnungstellung durch die Staatskanzlei 

Kostenrechnung Martin Maser, Untere Zielweg 79, 4143 Dornach 

Kostenvorschuss: 

Verfahrenskostenanteil 
(inkl. Entscheidgebühr): 

Zahlungsart: 

Fr. 

Fr. 

100.--

300.--

(Fr. 100 von Kto 119300 (FD) auf KA 
439000 033/A 80991 (VWD) umbuchen) 

Fr. 200.-- auf Kostenart: 439000 033 Auftrag: 80991 

Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen 
Rechnungstellung durch die Staatskanzlei 

Kostenrechnung Peter und Viktoria Doppler, Herzentalstrasse 36, 4143 Dornach 

Kostenvorschuss: 

Verfahrenskostenanteil 
(inkl. Entscheidgebühr): 

Zahlungsart: 

Fr. 100.--

Fr. 300.--

(Fr. 100 von Kto 119300 (FD) auf KA 
439000 033/A 80991 (VWD) umbuchen) 

Fr. 200.-- auf Kostenart: 439000 033 Auftrag: 80991 

Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen 
Rechnungstellung durch die Staatskanzlei 

( 

( 
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Kostenrechnung Themas und Erika Schär, Herzentalstrasse 31,4143 Dornach 

Kostenvorsch uss: 

Verfahrenskosten a nte i I 
(inkl. Entscheidgebühr): 

Zahlungsart: 

Fr. 

Fr. 

100.--

300.--

(Fr. 100 von Kto 119300 (FD) auf KA 
439000 033/A 80991 (VWD) umbuchen) 

Fr. 200.-- auf Kostenart: 439000 033 Auftrag: 80991 

Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen 
Rechnungstellung durch die Staatskanzlei 

Kostenrechnung Christian Merz, Untere Zielweg 85, 4143 Dornach 

Kostenvorsch uss: 

Verfahrenskostenanteil 
(inkl. Entscheidgebühr): 

Zahlungsart: 

Fr. 

Fr. 

100.--

300.--

(Fr. 100 von Kto 119300 (FD) auf KA 
439000 033/A 80991(VWD) umbuchen) 

Fr. 200.-- auf Kostenart: 439000 033 Auftrag: 80991 

Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen 
Rechnungstellung durch die Staatskanzlei 

Kostenrechnung Marianne Gygax und Reynold Nicole, Unterer Zielweg 95, 4143 
Dornach 

Kostenvorschuss: 

Verfahrenskostenanteil 
(inkl. Entscheidgebühr): 

Zahlungsart: 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

100.--

300.--

(Fr. 100 von Kto 119300 (FD) auf KA 
439000 033/A 80991 (VWD) umbuchen) 

200.-- auf Kostenart: 439000 033 Auftrag: 80991 
===== 

Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen 
Rechnungstellung durch die Staatskanzlei 

Kostenrechnung Natur- und Vogelschutzverein Dornach, Felix Gebhardt, Hof Untere 
Tüfleten, 4143 Dornach 

Kostenvorschuss: 

Verfahrenskostenanteil 
(inkl. Entscheidgebühr): 

Rückerstattung 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

500.--

200.--

(Fr. 500 von Kto 119300 (FD) auf KA 
439000 033/A 80991 (VWD) umbuchen) 

300.-- werden dem Natur- und Vogelschutzverein 
vom VWD zurückerstattet (z.L. 439000) 

13 
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Verteiler 

Volkswirtschaftsdepartement (3) 
Bau- und Justizdepartement 
~t für Raumplanung 

Hochbauamt 
Finanzdepartement 
Amt für Finanzen, zur Belastung im Kontokorrent 
Amt für Finanzen, zur Umbuchung 
Markus und Resina Schumacher, Unterer Zielweg 77, 4143 Dornach (Einschreiben R, mit 

Rechnung) 
Martin Moser, Untere Zielweg 79, 4143 Dornach {Einschreiben R, mit Rechnung) 
Peter und Viktoria Doppler, Herzentalstrasse 36, 4143 Dornach (Einschreiben R, mit Rech-

nung) 
Themas und Erika Schär, Herzentalstrasse 31, 4143 Dornach {Einschreiben R, mit Rechnung) 
Christian Merz, Untere Zielweg 85, 4143 Dornach (Einschreiben R, mit Rechnung) 
Marianne Gygax und Reynold Nicole, Unterer Zielweg 95, 4143 Dornach (Einschreiben R, mit 

Rechnung) 
Natur- und Vogelschutzverein Dornach, Felix Gebhardt, Hof Untere Tüfleten, 4143 Dornach 

(Einschreiben R, mit der Bitte dem Volkswirtschaftsdepartement einen Einzah­
lungsschein für die Rückerstattung zuzustellen) 

Einwohnergemeinde Dornach, 4143 Dornach (Einschreiben R) 
Planteam SAG, Untere Steingrubenstrasse 19, 4500 Solothurn 
Marco und Corinne Vögtli, Herzentalpark 8, 4143 Dornach 
Peter und Petra Borner, Ermitagestrasse 9, 4144 Arlesheim 
Jürg und Dominique Mesmer, Neueneichweg 17,4153 Reinach BL 
Amedeo Bortelotto und Nicole Hofstetter, Herrenweg 44A, 4123 Allschwil 
Martin Stadler, Apfelseestrasse 63,4143 Dornach 
Urs Stadler, 12, rue du 9. Mai, 2112 Howald 
Patrik Stadler, Postweg 5, 2545 Seizach 
lrene Stadler, Hertizentrum 6, 6303 Zug 3 Herti 
Heinrich Stadler, Hohle Gasse 4, 4143 Dornach 
Andre und Sabine Brunella, Bündtenstrasse 56,4419 Lupsingen 
Eric Dörflinger und Daniela Wenger Dörflinger, Herzentalstrasse 29, 4143 Dornach 
Amt für Raumplanung (z.Hd. Staatskanzlei, Amtsblattpublikation: Einwohnergemeinde Dar­

nach: Genehmigung Gestaltungsplan "Herzentalpark West", Genehmigung Gestal­
tungsplan "Herzentalpark", Änderung Gestaltungsplan "Herzentalpark" und Änderung 
Zonenregelement 
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